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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Vereinfachung des grenzüberschreitenden Personen- 
und Güterverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

— in Kenntnis der Entschließungsanträge 

O von Herrn von Wogau u. a. zur Steuerbefreiung für Treib- 
stoffe bei der Einfuhr von Nutzfahrzeugen einschließlich 
Omnibussen, die in normalen, von den Herstellern gewöhn- 
lich eingebauten Tanks mitgeführt werden (Dok. B2-1287/ 
84), 

O von Herrn Anastassopoulos zu den Kontrollen und Formali- 
täten der Überschreitung innergemeinschaftlicher Gren- 
zen, die sich aus den unterschiedlichen einzelstaatlichen 
Vorschriften im Verkehrsbereich ergeben (Dok. B2-677/86), 

O von Herrn Vandemeulebroucke u. a. zur Notwendigkeit 
von gemeinschaftlichen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der grenzüberschreitenden Binnenschiffahrt im Hin- 
blick auf die Vollendung des Binnenmarktes im Jahr 1992, 
insbesondere bezüglich des Anschlusses Nordfrankreichs, 
der Häfen des Atlantiks und des Pariser Beckens an 
Schelde und Leie (Dok. B2- 1093/87), 

O von Herrn von Wogäu u. a. zur Infrastruktur des Luftver- 
kehrs (Dok. B2-1781/87), 

O von Herrn Seefeld zur Einführung einer europäischen „Fri- 
gocard" für grenzüberschreitende Kühltransporte (Dok. 
B2-626/88), 

— unter Hinweis auf seine vielen früheren Entschließungen und 
Berichte, die dieses Gebiet betreffen, 

— unter Berücksichtigung des Faktenmaterials, das während der 
öffentlichen Anhörung zu diesem Problemkreis am 23. Sep- 
tember 1987 zusammengestellt wurde, 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 17866 - vom 10. Juli 1989. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung am 22. Mai 1989 angenommen. 
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— unter Hinweis auf Artikel 3 Buchstaben c und e sowie auf 
Artikel 8 a des EWG-Vertrags, 

— in Kenntnis des Berichts der Kommission über den Stand der 
Arbeiten im Rahmen der Vollendung des Binnenmarktes: Ein 
Raum ohne Binnengrenzen [KOM (88) 650 endg. vom 17. No- 
vember 1988], 

— in Kenntnis des Berichts des Verkehrsausschusses (Dok. 
A2-78/89), 

A. in der Erwägung, daß bis Ende 1992 ein großer Wirtschafts- 
raum ohne Grenzen geschaffen werden soll, wie vom Europäi- 
schen Rat der Staats- und Regierungschefs am 28/29. Juni 
1985 in Mailand förmlich beschlossen wurde und wie es in der 
Einheitlichen Europäischen Akte vorgesehen ist, 

B. beunruhigt über den Rückstand bei den hierfür vorgesehenen 
verkehrspolitischen Maßnahmen, die immerhin im Weißbuch 
der Kommission von 1985 über die Vollendung des Binnen- 
marktes [KOM (85) 310 endg.] ausdrücklich genannt sind - zu- 
mal der genannte Termin hierfür rasch näherrückt, 

C. in der Erwägung, daß es im Hinblick auf die Verwirklichung 
dieses hochgesteckten Ziels sehr wichtig ist, die noch vorhan- 
denen Grenzbarrieren innerhalb der gesetzten Fristen abzu- 
schaffen, 

D. im Bewußtsein der großen symbolischen und praktischen 
Bedeutung, die eine Gemeinschaft ohne Grenzen für ihre Bür- 
ger hat, 

E. im Bewußtsein der ungeheuren Kosten in Höhe von mehr als 
17 Milliarden ECU jährlich, die durch unnötige Aufenthalte an 
den Grenzen bedingt sind und die durch die Wirtschaft und 
insbesondere die Beförderungsunternehmen zu tragen sind, 

F. in der Erwägung, daß nach Aussagen des ausführlichen 
Berichts Cecchini die Abschaffung der Grenzen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft jährlich einen Gewinn zwi- 
schen 150 und 250 Milharden ECU erbringen wird — 

1. stellt fest, daß in den vergangenen Jahren zwar eine Flexibili- 
sierung und Vereinfachung im grenzüberquerenden Perso- 
nen- und Güterverkehr in der Gemeinschaft erreicht wurde, 
daß aber noch viel zu viele umständliche und zeitraubende 
Formalitäten an den Grenzübergängen anfallen und daß die 
dortigen Kontrollen noch immer viel zu umfangreich und zu 
häufig sind; 

2. vertritt die Auffassung, daß dies hauptsächlich folgende Ur- 
sachen hat: 

— das Fehlen gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen, 

— den Widerstand bestimmter nationaler Organe, die weiter- 
hin von sich aus Sonderanforderungen geltend machen, 

— die Kluft zwischen den geltenden EG -Rechtsvorschriften 
und ihrer Umsetzung in die Praxis, die zumeist die Folge 
unzureichender Kenntnis des Gemeinschaftsrechts ist; 
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— sich überschneidende und mitunter doppelte Kontrollen zu 
beiden Seiten eines Grenzübergangs, 

— die unzureichende Unterrichtung des Zollpersonals und 
gelegentlich auch sein willkürliches Verhalten, 

— unzureichende Infrastruktureinrichtungen an den Grenz- 
übergängen (Mangel an Parkplätzen, Computern, Kommu- 
nikationsmöglichkeiten usw.), 

— die Öffnungszeiten der Zollstellen, ihr nicht dem Bedarf 
entsprechender Personalbestand und der Umstand, daß für 
bestimmte Inspektionen, wie veterinär- und pflanzenmedi- 
zinische Kontrollen, zuständige Zollbeamte zu bestimmten 
Zeiten fehlen, 

— das manchmal nachlässige Ausfüllen von Formularen durch 
Verlader, Beförderungsunternehmen und Fahrer; 

3. weist darauf hin, daß bei der Abwicklung von Zollformalitäten 
und der Durchführung der Grenzkontrollen erhebliche Unter- 
schiede zwischen den Mitgliedstaaten bestehen; die Abwick- 
lung des Grenzübertritts ist insbesondere in Frankreich, Ita- 
lien, Großbritannien und Spanien (Irun) schwierig, während 
die Benelux-Staaten, Bundesrepublik Deutschland und Däne- 
mark löbliche Ausnahmen sind, auch wenn selbst in diesen 
Ländern bestimmte Grenzübergänge als „schwierig" gelten; 

4. bedauert, daß die Fortschritte in Richtung auf die Abschaffung 
der Grenzkontrollen innerhalb der EG so träge verlaufen, daß 
sich fünf Mitgliedstaaten im Schengener Abkommen um eine 
schnellere Verwirklichung offener Grenzen bemühen, wes- 
halb die Entwicklung in Richtung auf die Abschaffung der 
Binnengrenzen jetzt mit zwei Geschwindigkeiten erfolgt; 

5. stellt fest, daß unnötige Aufenthalte an den Grenzen nicht nur 
zu erheblicher Geldverschwendung führen, sondern auch Ge- 
fahren für die Verkehrssicherheit mit sich bringen, weil die 
Fahrzeugführer manchmal dazu neigen, die eingebüßte Zeit 
durch zu schnelles Fahren und/oder durch Nichteinhaltung 
der Regelung der Gemeinschaft über Lenk- und Ruhezeiten 
aufzuholen; 

6. vertritt die Auffassung, daß Kontrollen in bezug auf wichtige 
Bereiche, wie z. B. Drogen- und Waffenhandel, Wettbewerbs- 
verzerrungen, Lebensmittelqualität und Verkehrssicherheit, 
unverzichtbar sind, aber verbessert werden können durch 

(i) intensivere Zusammenarbeit aller beteiligten nationalen 
Dienststellen und Organe, 

(ii) gemeinsame Maßnahmen zur Ermittlung und Strafver- 
folgung, 

(in) Kontrollen in den Unternehmen, 

(iv) gegenseitige Anerkennung nationaler Bescheinigungen 
wie der gesundheitsamtlichen und pflanzenmedizini- 
schen Atteste, 

(v) strengere Kontrollen an den Außengrenzen der Gemein- 
schaft; 
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7. verlangt, bestimmte Kontrollen an den EG-Binnengrenzen 

unverzüglich abzuschaffen oder nur stichprobenweise, ggf. im 

Inland, durchzuführen, und zwar 

a) Kontrollen einzelner Reisender und PKW-Fahrer: 

(i) Personalausweis oder Reisepaß (außer unter besonde- 
ren Umständen im Rahmen der Bekämpfung von Ter- 
rorismus, Drogen- und Waffenhandel, organisierter 
Kriminalität und illegaler Einwanderung), 

(ii) Führerschein und Kraftfahrzeugpapiere (Fahrzeug- 
schein, Bescheinigung über technische Prüfung usw.); 

b) Kontrollen des Personenverkehrs in Omnibussen (Linien- 
und Gelegenheitsverkehr): 

(i) Genehmigungen, 

(n) Passagierlisten, 

(in) Fahrtenbuch, 

(iv) soziale Mindestnormen und Fahrtenschreiber, 

(v) Führerschein und Versicherungsnachweis; 

c) Kontrollen des Straßengüterverkehrs: 

(i) Beförderungsgenehmigungen (büaterale, gemein- 
schaftliche und EKVM-Genehmigungen), 

(n) soziale Mindestnormen und Fahrtenschreiber, 

(in) Bescheinigungen über technische Überprüfung und 
Übereinstimmungsbescheinigungen, 

(iv) Ladung, 

(v) Maße, Gewichte und bestimmte andere technische 
Merkmale, 

(vi) Führerschein und Versicherungsnachweis; 

d) Kontrollen im Eisenbahnverkehr: 

(i) im Personenverkehr Kontrolle der Identitätspapiere, 

(n) im Güterverkehr Kontrollen in den Rangierbahnhöfen 
durch Umladen; möglichst weitgehende Abschaffung 
der materiellen Kontrollen; 

e) Kontrollen der Binnenschiffahrt: 

(i) Befähigungsnachweise für Schiffsführer, 

(n) technische Vorschriften für Binnenschiffe; 

f) Kontrollen einzelner Piloten und Passagiere aller zivilen 
Flugbewegungen, die nicht unter den Linien- und Gele- 
genheitsverkehr fallen: 

(i) Identitätspapiere, 

(ü) Flugschein und Borddokumente des Flugzeugs (Zu- 
lassungsnachweis, Bescheinigung über die Flugfähig- 
keit usw.), 

(in) Überprüfung des ein gereichten Flugplans ; 

8. unterstreicht, daß die Zollkontrollen an den Binnengrenzen im 

Zuge der Verwirklichung des Binnenmarktes im Jahre 1992 
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durch Kontrollen an den Außengrenzen der Gemeinschaft er- 
setzt werden müssen; ersucht die Kommission zu prüfen, ob 
längerfristig unter Umständen ein EG-Zolldienst geschaffen 
werden sollte, dem möglicherweise auch Kontrollauf gaben 
über den sogenannten Clearing-Mechanismus als auch Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Betrugsbekämpfung übertragen 
werden können; 

9. fordert mit Nachdruck, daß die Kommission in Erwartung der 
Ergebnisse einer solchen Prüfung Vorschläge für Rechtsvor- 
schriften betreffend einen gemeinschaftlichen Zollkodex vor- 
legt, auf dessen Grundlage die Zollbestimmungen und -ver- 
fahren von den nationalen Behörden in der ganzen Gemein- 
schaft einheitlich angewandt werden; 

10. ersucht den Rat, so bald wie möglich die erforderlichen 
Schritte zur Harmonisierung bzw. für eine Annäherung der 
bestehenden nationalen Rechtsvorschriften im Hinblick auf 
folgende Bereiche einzuleiten: 

(i) die indirekten Steuern (MwSt. und Verbrauchsteuern) 
auf den von Nutzfahrzeugen für den Personen- und 
Güterverkehr sowie von Binnenschiffen mitgeführten 
Dieselkraftstoff, 

(ii) hinsichtlich des innergemeinschaftlichen Güterverkehrs 
die Transiterklärung und Nachweise über Sicherheitslei- 
stungen; 

11. ersucht die Kommission, eingehend zu prüfen, ob die Behaup- 
tung zutrifft, daß die MwSt-Harmonisierung für das internatio- 
nale Transportwesen nicht nur zu einer Kostenerhöhung führt, 
sondern auch zu einer beträchtlichen Zunahme der admini- 
strativen Formalitäten; 

12. weist darauf hin, daß in der Nähe bestimmter Grenzüber- 
gänge integrierte Transport- und Zollstellen vorhanden sind, 
in denen die Zollabfertigung von Gütern, die Mehrwertsteuer- 
Verrechnungen und sonstige Zollformalitäten abgewickelt 
und die Zusammenstellung von Sammelladungen vorgenom- 
men werden kann und in denen die Fahrer von Nutzfahrzeu- 
gen Einrichtungen wie Räume für die vorgeschriebene Ruhe- 
zeit, Kommunikationsmöglichkeiten, Gaststätten u. dgl., die 
auch nach dem Wegfall der Binnengrenzen noch ihren Nutzen 
als Transportzentren behalten werden, nutzen können; erin- 
nert daran, daß die Anlage solcher Transportzentren auch im 
Inland gefördert werden muß, wie es in seiner diesbezügli- 
chen Entschließung vom 18. April 1986 *) empfohlen hat; 

13. fordert die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten auf, so 
bald wie möglich auf Flughäfen ein einfaches und schnelles 
System mit zwei Abfertigungsschleusen für Inländer/EG-Bür- 
ger und Nicht-EG-Bürger zu schaffen; 

14. vertritt die Auffassung, daß für den Fährverkehr mit Nutzfahr- 
zeugen von und nach Großbritannien, Irland und Griechen- 


x ) ABI. Nr. C 120 vom 20. Mai 1986, S. 181 
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land die gleichen Einrichtungen bestehen sollten wie für den 
Überlandverkehr und daß die Öffnungszeiten der Zolldienst- 
stellen in den Häfen auf die Ankunfts- und Abfahrtszeiten der 
Fähren abgestimmt sein müssen; betrachtet es in diesem 
Zusammenhang als nicht hinnehmbar, daß Reisebuspassa- 
giere in britischen Häfen mit ihrem Gepäck in der Hand durch 
den Zoll gehen müssen; 

15. begrüßt die Einführung des Einheitsdokuments für den 
grenzüberquerenden Güterverkehr in der Gemeinschaft am 
1. Januar 1988, das bis zu 70 Formulare ersetzt; ist sich dar- 
über im klaren, daß dieses Dokument bislang noch praktische 
Schwierigkeiten mit sich bringt, insbesondere wegen unter- 
schiedlicher nationaler Auslegungen, und fordert die Kommis- 
sion auf, anhand der bisherigen Erfahrungen zusätzliche Ver- 
einheitlichungen zu schaffen; 

16. fordert die Kommission dringend auf nachzuprüfen, ob die 
Behauptung der Wahrheit entspricht, in bestimmten Staaten 
müßten Schmiergelder gezahlt werden, um eine raschere Zoll- 
abfertigung zu erreichen oder damit bestimmte Unregel- 
mäßigkeiten ungeahndet bleiben; 

17. ist der Ansicht, daß die in einigen Ländern noch bestehende 
Praxis, daß Zollbeamte einen bestimmten Prozentsatz der auf- 
grund der illegalen Einfuhr von Waren auferlegten Bußgelder 
erhalten, nicht mehr zeitgemäß ist, und ersucht die Kommis- 
sion, die notwendigen Schritte einzuleiten, damit diese Praxis 
unverzüglich eingestellt wird; 

18. fordert die Kommission auch auf, die Möglichkeit der Einrich- 
tung einer Beschwerdestelle zu prüfen, in der Einzelpersonen 
Meldung über mögliche Mißbräuche und unnötige Aufent- 
halte beim Überqueren der Binnengrenzen erstatten können; 

19. hält es ferner für wünschenswert, daß die Kommission mobile 
Einheiten einsetzt, die durch nicht angekündigte Inspektionen 
die ordnungsgemäße Durchführung der Grenzabfertigung 
gewährleisten und somit möglichem Machtmißbrauch präven- 
tiv entgegenwirken; 

20. mißt einem umfassenderen Einsatz der Möglichkeiten der 
modernen Datenverarbeitung, durch die die Einheitlichkeit 
und Austauschbarkeit von Daten erheblich verbessert werden 
kann, große Bedeutung bei; 

21. sieht es außerdem als äußerst wünschenswert an, daß in bezug 
auf den EG -Transitverkehr nach Italien und insbesondere 
Griechenland über das Hoheitsgebiet von Österreich, der 
Schweiz und Jugoslawien in bilateralen Beratungen eine Ver- 
einfachung der Grenzformalitäten und eine Flexibilisierung 
der Grenzkontrollen angestrebt und daß der Kommission dazu 
ein ausreichendes Mandat übertragen wird; 

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
dazugehörigen Bericht dem Rat und der Kommission sowie 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zur 
Information zu übermitteln. 
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